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Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs
(Deutschland), eingereicht am 14. Juni 2007 — Ernst &
Young Deutsche Allgemeine Treuhand AG gegen Finanzamt

Stuttgart-Körperschaften

(Rechtssache C-285/07)

(2007/C 247/02)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesfinanzhof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Ernst & Young Deutsche Allgemeine Treuhand AG

Beklagte: Finanzamt Stuttgart-Körperschaften

Vorlagefragen

1. Steht Art. 8 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 90/434/EWG des
Rates vom 23. Juli 1990 (1) der Steuerregelung eines Mit-
gliedstaates entgegen, nach welcher bei Einbringung der
Anteile an einer EU-Kapitalgesellschaft in eine andere EU-Ka-
pitalgesellschaft dem Einbringenden nur dann die Fortfüh-
rung der Buchwerte der eingebrachten Anteile ermöglicht
wird, wenn die übernehmende Kapitalgesellschaft die eingeb-
rachten Anteile ihrerseits mit den Buchwerten angesetzt hat
(sog. doppelte Buchwertverknüpfung)?

2. Falls dies zu verneinen sein sollte: Widerspricht die vorste-
hende Regelungslage Art. 43 EG und Art. 56 EG, obwohl die
sog. doppelte Buchwertverknüpfung auch bei der Einbrin-
gung der Anteile an einer Kapitalgesellschaft in eine unbe-
schränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaft verlangt wird?

(1) ABl. L 225, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen des Hessischer Verwaltungs-
gerichtshof (Deutschland) eingereicht am 5. Juli 2007 —

Firma Baumann GmbH gegen Land Hessen

(Rechtssache C-309/07)

(2007/C 247/03)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Hessischer Verwaltungsgerichtshof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Firma Baumann GmbH

Beklagter: Land Hessen

Vorlagefragen:

1. Ist der nationale Normgeber beim Gebrauch der Möglichkei-
ten, die in Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie 85/73/EWG des Rates
vom 29. Januar 1985 i.d.F. der Richtlinie 96/43/EG des Rates
vom 26. Juni 1996 und in Anhang A Kapitel I Nr. 4 Buch-
stabe a) für die Anhebung der Pauschalbeträge für bestimmte
Betriebe und in Nr. 4 Buchstabe b) für die Erhebung einer
Gebühr, die die tatsächlichen Kosten deckt, festgelegt sind,
strikt an die in Anhang A Kapitel I Nr. 1 und 2a vorgesehene
Gebührenstruktur (nach Tierarten, Jung- und ausgewachse-
nen Tieren, Schlachtgewicht usw.) gebunden oder besteht für
ihn die Möglichkeit, bei Festlegung des Gebührensatzes der
Höhe nach zwischen Untersuchungen von Schlachteinheiten
in Großbetrieben und sonstigen Untersuchungen zu differen-
zieren und darüber hinaus auch innerhalb dieser beiden
Gruppen nach der Anzahl der vorgenommenen Schlachtun-
gen innerhalb der Tierarten den Gebührensatz degressiv zu
staffeln, allein unter der Voraussetzung, dass dies den tatsäch-
lichen Kosten entspricht?
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2. Kann der nationale Normgeber aufgrund der oben genannten
Regelungen für Schlachtungen, die außerhalb der normalen
Schlachtzeiten auf Verlangen des Besitzers vorgenommen
werden, einen prozentualen Zuschlag zu den für Schlachtun-
tersuchungen innerhalb der normalen Schlachtzeiten erhobe-
nen Gebühren erheben, wenn dies den zusätzlichen tatsächli-
chen Kosten entspricht, oder müssen diese Kosten innerhalb
der pauschalen (erhöhten) Gebühr für alle Gebührenpflichti-
gen enthalten sein?

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhof
(Deutschland) eingereicht am 11. Juli 2007 — Hein Persche

gegen Finanzamt Lüdenscheid

(Rechtssache C-318/07)

(2007/C 247/04)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesfinanzhof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Hein Persche

Beklagter: Finanzamt Lüdenscheid

Vorlagefragen

1. Werden vom Anwendungsbereich der Kapitalverkehrsfreiheit
(Art. 56 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft) Sachspenden des Angehörigen eines Mitglieds-
taats in Form von Gegenständen des täglichen Gebrauchs an
Einrichtungen, die ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat
haben und die nach dem Recht ihres Mitgliedstaats als
gemeinnützig anerkannt sind, umfasst?

2. Falls die Frage zu 1. bejaht wird:

Widerspricht es –unter Berücksichtigung der Verpflichtung
der Finanzbehörde zur Verifikation von Erklärungen des
Steuerpflichtigen und des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit (Art. 5 Satz 3 des Vertrages zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft)– der Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 56
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft),
wenn nach dem Recht eines Mitgliedstaats Spenden an
gemeinnützige Einrichtungen nur dann steuerbegünstigt sind,
wenn Letztere in diesem Mitgliedstaat ansässig sind?

3. Falls die Frage zu 2. bejaht wird:

Begründet die Richtlinie 77/799/EWG eine Pflicht der
Finanzbehörde eines Mitgliedstaats, zur Aufklärung eines
Sachverhalts, der in einem anderen Mitgliedstaat verwirklicht
wurde, die Hilfe der Verwaltungsbehörden des anderen Mit-
gliedstaats in Anspruch zu nehmen, oder kann der Steuer-
pflichtige darauf verwiesen werden, dass er nach dem Verfah-
rensrecht seines Mitgliedstaats bei Auslandssachverhalten die
Feststellungslast (objektive Beweislast) trägt?

Klage, eingereicht am 13. Juli 2007 — Kommission der
Europäischen Gemeinschaften/Italienische Republik

(Rechtssache C-326/07)

(2007/C 247/05)

Verfahrenssprache: Italienisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: L. Pignataro-Nolin und H. Støvlbæk)

Beklagte: Italienische Republik

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass die Italienische Republik durch das Einfü-
gen von Vorschriften in Art. 1.2 des Dekrets des Präsidenten
des Ministerrats vom 10. Juni 2004 zur Festlegung der Krite-
rien für die Ausübung der besonderen Befugnisse im Sinne
des Art. 2 des Decreto-legge Nr. 332 vom 31. Mai 1994,
mit Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 474 vom
30. Juli 1994, in der durch Art. 4 Abs. 227 Buchst. a, b und
c des Finanzgesetzes Nr. 350/2004 geänderten Fassung,
gegen ihre Verpflichtungen aus den Art. 43 EG und 56 EG
verstoßen hat;

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kommission macht geltend, dass die Kriterien des Art. 1.2
des Dekrets vom 10. Juni 2004 für die Ausübung der besonde-
ren, nach Art. 4 Abs. 227 Buchst. a, b und c des Gesetzes
Nr. 350/2004 vorgesehenen Befugnisse nicht genau und präzise
genug seien, um es einem Investor eines anderen Mitgliedstaats
zu ermöglichen, zu erkennen, wann von den besonderen Befug-
nissen im Sinne des letztgenannten Artikels Gebrauch gemacht
werde.

Die besonderen Befugnisse nach Art. 4 Abs. 227 Buchst. a, b
und c sähen Folgendes vor: einen Einspruch dagegen, dass Inves-
toren bedeutende Beteiligungen in Höhe von mindestens 5 %
der Stimmrechte oder des vom Wirtschafts- und Finanzministe-
rium festgelegten Mindestprozentsatzes erwürben, einen Ein-
spruch dagegen, dass Anteilseigner, die über 5 % der Stimm-
rechte verfügten oder den vom Wirtschafts- und Finanzministe-
rium festgelegten Mindestprozentsatz besäßen, Vereinbarungen
oder Absprachen träfen, und ein Vetorecht im Hinblick auf den
Erlass eines Beschlusses über die Auflösung der Gesellschaft, den
Übergang des Betriebs, den Zusammenschluss oder die Aufspal-
tung der Gesellschaft, die Verlagerung des Geschäftssitzes ins
Ausland oder die Änderung des Gesellschaftszwecks. Diese Kri-
terien beträfen alle in Art. 4 Abs. 227 Unterabs. 1 des Gesetzes
Nr. 350/2004 genannten Wirtschaftsbereiche (Verteidigung, Ver-
kehr, Telekommunikation, Energiequellen und sonstige öffent-
liche Dienstleistungen).
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